
2. Ansätze einer mehrjährig konzipierten Haus-
haltswirtschaft von Ländern und Gemeinden in

Österreich

Auf den Ebenen der Länder und der Gemeinden wurden und wer-
den erhebliche Anstrengungen einer mittelfristigen Orientierung der
Haushaltswirtschaft unternommen. Diese Bemühungen mtissen be-
sonders im Zusammenhang mit den im Vergleich zum Bund unter-
schiedlichen AufgabensteIlungen und Gestaltungsmöglichkeiten be-
ztiglich der Einnahmen gesehen werden. I)

2.1. Mittelfristige Haushaltsplanungsansätze auf der Ebene der Bun-
desländer

Die Länder erfüllen Aufgaben, die sich von denen der übrigen ge-
bietskörperschaftlichen Ebenen unterscheiden bzw. ein anderes Ge-
wicht im Rahmen der Haushaltswirtschaft besitzen. Es sind hier die
Koordinierungs-, die Ordnungs-, die Förderungs- und die Aus-
gleichsfunktion für ihren Raum zu nennen. Die Einnahmen der Län-
der sind weitgehend durch die Bestimmungen eines von ihnen nur in
Grenzen beeinflußbaren Finanzausgleichs determiniert und damit
"außengesteuert". Die mittelfristigen PlanungsansätZe haben auf die-
ser Ebene vor allem die Aufgabe, die Bandbreite künftiger Belastun-
gen aufzuzeigen, den Finanzierungsrahmen abzustecken und so zur
längerfristigen Haushaltssicherung beizutragen.

Ansätze einer mehrjährig konzipierten Finanzpolitik der Länder
wurden zuletzt von ehr. Brünner (1978) und - darauf aufbauend -
von H. Schäffer (1978) mit Stand Mitte 1975 dargestellt.2)

Die Autoren machten diese Ausführungen auf Basis einer von der
Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederösterreichi-
schen Landesregierung zu den mehrjährigen Finanzplanungen der
Länder gemachten Umfrage. Für die vorliegende Studie des Beirats
für Wirtschafts- und Sozialfragen wurde eine neuerliche Umfrage der
Verbindungsstelle der Bundesländer erbeten und dankenswerterweise

1) Smekal, ehr., Längerfristige Haushaltsplanung in Österreich auf zentraler und
lokaler Ebene, unveröH. Manuskript (1978) erschienen: ßPianificazione a lungo ter-
mine del bilancio in Austria a livello centrale e locale, in: Gerelli, E., und Pola, G.
(Hrsg.), La Programmazione Poliennale Dela Spesa Publica, Bologna 1979, S. 115 H.

2) FUr Detailergebnisse wird auf die angefuhne Literatur verwiesen.
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Burgenland

mit Stand 1. 1. 1981 durchgeführt. Deren Ergebnisse können wIe
folgt zusammengefaßt werden:

Mit Ausnahme von Niederösterreich, das mehrjlihrig konzipierte
,;Finanzierungspläne" für a. o. Bauvorhaben kennt, gibt es in allen
Bundesllindern eine mehrjährig konzipierte Haushaltspolitik, die den
gesamten Haushalt in die Planungsanstrengungen integriert. Es han-
delt sich dabei durchwegs um "Finanzvorschauen", deren Zielsetzung
primär darin besteht, im wesentlichen auf Basis von Status-quo- Be-
trachtungen eine informative Unterlage uber die tendenzielle Einnah-
men-, Ausgaben- und Verschuldungsentwicklung im Vorschauzeit-
raum zu erhalten. Sie dienen damit als Orientierungshilfe für die
Budgeterstellung bzw. als Argumentationsgrundlage zur Beurteilung
von neuen, kostenintensiven Investitionsprojekten. Eine Prioritliten-
festsetzung findet im Rahmen dieser Arbeiten nicht statt. Vom Bun-
desland Vorarlberg ist die Erstellung einer eigentlichen Finanzpla-
nung, die naturgemäß sachorientierte Schwerpunkte zu setzen hat,
geplant. Die Adaption der Finanzprognosen erfolgt derzeit auf dis-
kretionärer Basis bei Bedarf. Eine eigentliche rollende Planung wird
derzeit nur von Salzburg durchgeführt.

Institutionell gesehen, werden die Finanzprognosen von den Fi-
nanzabteilungen zu Handen der Landesregierungen erstellt. Die Fi-
nanzprognosen oder zumindest deren wesentlichste Schlußfolgerun-
gen werden dem jeweiligen Landtag zur Kenntnis gebracht.

Mit Ausnahme des Bundeslandes Kärnten gibt es derzeit in keinem
Bundesland eine landesgesetzliche Grundlage fUr die mittelfristige
Haushaltsplanung. Es sind aber in mehreren Bundesländern Bestre-
bungen im Gange, in eine neue Landesverfassung solche Vorschriften
aufzunehmen.3)

Im einzelnen können die Ergebnisse der Planungsanstrengungen h.
Umfrage (Stand 1. 1. 1981) wie folgt wiedergegeben werden:

Im Burgenland wurde eine "Mittelfristige Finanzprognose
1980-1985 des Landes Burgenland" eingerichtet. Diese stellt eine auf
den gegenständlichen Zeitraum bezogene Projektion der erkennba-

J) Vgl. daw auch den von T. Kriegseisen verfaßten Rohentwurf einer Musterhaus-
haltsordnung, geml1ß deren § 13 die Voranschläge des Landes auf der Grundlage einer
fUnfjllhrigen Investitionsplanung zu erstellen sind.
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ren Einnahmen- und Ausgabentendenzen dar. Entscheidungen über
Budgetschwerpunkte oder Prioritäten werden von der Finanzpro-
gnose nicht vorweggenommen. Die Preissteigerungen und Folgeko-
sten wurden auf Basis der in den vorangegangenen Jahren gemachten
Erfahrungswerten geschätzt.

Bei der Erstellung des Voranschlages für das Jahr 1981 wurden die
vorgegebenen Prognosewerte von der Landesregierung in sehr weit-
gehendem Ausmaß berücksichtigt. Der Landtag wurde vom Landesfi-
nanzreferenten über die in der Finanzprognose enthaltenen Schluß-
folgerungen (insbesondere den beabsichtigten stufenweisen Abbau
der Landesverschuldung betreffend) in seiner Budgetrede informiert.
Derzeit gibt es keine landesgesetzliche Grundlage fUr eine Finanzpro-
gnose. Im Entwurf einer neuen Landesverfassung ist jedoch die Vor-
lage eines Finanzplanes an den Landtag zwingend vorgesehen.

Kdrnten

In Kärnten ist die Landesregierung durch Art. 53 Abs. 4 der Lan-
desverfassung verpflichtet, zugleich mit dem Entwurf des Landesvor-
anschlages eine »Vorschau über die voraussichtliche finanzielle Ent-
wicklung der nächsten drei Jahre" unter Berücksichtigung der gesetz-
lich festgelegten oder vertraglich eingegangenen Verpflichtungen
vorzulegen.4)

Niederösterreich

Das Bundesland Niederösterreich kennt »Finanzierungspläne" für
außerordentliche Bauvorhaben. Sie sind im Voranschlag des Landes
enthalten und erstrecken sich auf mehrere Jahre. Aus diesen Plänen
sind die Gesamtkosten der Einzelprojekte, eventuelle Kostenerhö-
hungen seit Erstellung des Projektes, der Finanzierungszeitraum und
damit die Vorausbelastungen der kommenden Budget jahre zu erse-
hen. Folgekosten werden nicht gesondert, Preissteigerungen bei Vor-

'I) Vgl. Schäffer, H., Öffentliche Investitionsplanung und Auftragsvergabe, in:
Wen ger, K. (Hrsg.), Ausgewählte Probleme des öffentlichen Vergabewesens, Bd. 38
der Schriftenreihe der Bundeskammer der gewerblichen Winschaft, Wien 1978,
S. 68 f., und BrUnner, Christian: Politische Planung im parlamentarischen Regierungs-
system, Wien/New York 1978, S. 183.
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Salzburg

liegen entsprechender Berechnungen berücksichtigt. Die "Finanzie-
rungspläne" werden bei der Budgeterstellung dem jeweiligen Baufort-
schritt angepaßt. Sie werden im Rahmen des Voranschlages vom
Landtag genehmigend zur Kenntnis genommen. Bauvorhaben größe-
ren Umfanges durfen nur nach grundSätzlicher Genehmigung durch
den Landtag begonnen werden. Bei dieser Gelegenheit sind die "Fi-
nanzierungspläne" vorzulegen. Außerdem ist die Planung von Vorha-
ben auf verschiedenen Gebieten an die bestehenden rechtsverbindli-
chen Raumordnungsprogramme gebunden. Dadurch ist der schwer-
punktmäßige Einsatz der Budgetmittel sowohl regional als auch sek-
toral vorausbestimmt. Mit 1.Jänner 1981 wurde in Niederösterreich
eine Mehrphasenbuchhaltung eingerichtet, die.die buchmäßige Erfas-
sung von Vorbelastungen und Vorberechtigungen ermöglicht. Die
sich hier ergebenden Daten sollen eine Entscheidungsgrundlage für
die kommende Vorgangsweise auf dem Gebiet der Planung bilden.

Ober6sterreich J)

In Oberösterreich wird seit Jahren ein Mehrjahres-Investitionsplan
zu den Vorhaben des a. o. Haushaltes geführt. In diesem Mehrjahres-
investitionsplan sind jeweils die Gesamtkosten, die bisher bereits ge-
stellten Mittel, der jeweils veranschlagte Jahreskredit und die in den
kommenden Jahren noch bereitzustellenden Kredite angegeben.

Im Anschluß an die Erstellung des jeweiligen Voranschlagsent-
wurfs wird in Salzburg jährlich eine Finanzprognose fUr den Gesamt-
haushalt ausgearbeitet, die sich auf einen Zeitraum von 5 Jahren er-
streckt. Das laufende Rechnungsjahr und der Voranschlagsentwurf
für das nächstfolgende Jahr werden in die Prognose mit einbezogen
und bilden im wesentlichen die Ausgangslage fUr die Prognostizie-
rung. Die Vorschau trägt die Bezeichnung "Mittelfristige Finanzpro-
gnose", zuletzt für 1980-1984. Es wird dabei jene Entwicklung der
Einnahmen und Ausgaben des Landeshaushaltes dargestellt, die sich

~) Ergebnis einer Umfrage der VerbindungssteIle der Bundesländer beim Amt der
Niederösterreichischen Landesregierung, Stand: Mitte 1975, in: BrUnner, Christian,
a. a. O.
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ohne korrektive Eingriffe voraussichtlich ergeben würde. Die Folge-
kosten sind im Rahmen der prognostizierten Ausgabenentwicklung
enthalten. Im Anhang der mittelfristigen Finanzprognose findet sich
aber auch eine gesonderte Darstellung jener Folgekosten, die sich aus
den laufenden und den im jeweiligen Voranschlagsentwurf neu vor-
gesehenen Investitionsvorhaben des Landes ergeben.

Die mittelfristige Finanzprognose stellt für die jährliche Budgeter-
stellung lediglich eine Orientierungshilfe dar. Sie wird dem Landtag
zu Beginn der Beratungen über den jeweiligen Voranschlagsentwurf
zur Kenntnis gebracht. Da Art. VI Abs. 5 des jeweiligen Haushaltsge-
setzes u. a. bestimmt, daß Bauvorhaben erSt dann in Angriff genom-
men werden dürfen, wenn die Bedeckung der zu erwartenden Kosten
gesichert ist, ergibt sich für mehrjährige Vorhaben zwangsläufig die
Notwendigkeit einer vorausschauenden Planung.

Steiermark

Auf Basis des Landtagsbeschlusses Nr. 49 vom 7. Dezember 1978
wurde im April 1980 vom Landesfinanzreferenten eine "Budgetvor-
schau des Landes Steiermark für die Jahre 1981 und 1982" vorgelegt.
Es handelt sich dabei um eine Projektion der Einnahmen und Ausga-
ben für die genannten Jahre auf der Grundlage der Ergebnisse der
Vorjahre, des Voranschlages für das Jahr 1980 sowie von explizit ge-
machten Annahmen über die Entwicklung: der Konjunktur und des
Winschaftswachstums, der Einnahmen aus dem Finanzausgleich, der
Pflichtausgaben, der Krankenanstaltenfinanzierung, der Personalbe-
soldung und des -standes, der Neuverschuldung und des Schulden-
dienstes, der Wirtschaftsförderung sowie der mit dem Bund junkti-
mierten Finanzierungsmaßnahmen. Gerade die Auswahl dieser An-
nahmen zeigt, in welch hohem Maße die finanzielle Entwicklung
eines Landeshaushaltes "außengesteuert" ist, was die eigentliche "Fi-
nanzplanung" aber keineswegs überfltissig macht. Das Ziel dieser
Budgetvorschau besteht darin, die winschaftlichen und finanziellen
Grenzen des Landeshaushalts im Hinblick auf dessen Konsolidierung
abzustecken und auf die Entwicklung einiger "Schlilsselstellen" (Per-
sonalausgaben, Ausgaben für Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten,
Schuldendienstausgaben) rechtzeitig aufmerksam zu machen, ohne
indessen Entscheidungen vorwegzunehmen.
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Timl

Im Bundesland Tirol gibt es seit dem Jahr 1977 eine über den Jah-
reshaushalt hinausreichende mehrjährig konzipierte Budgetplanung
für den Gesamthaushalt, die als mittelfristige Finanzprognose be-
zeichnet wird. Dabei handelt es sich um eine Fortschreibung des Sta-
tus quo; Prioritäten sind bisher nicht gesetzt worden. Die Pflichtaus-
gaben und eine Fortschreibung der Ermessensausgaben werden den
erwarteten Einnahmen gegenübergestellt. Die Teilbereiche sind so-
wohl nach finanzwirtschaftlichen als auch institutionellen Gliede~
rungskriterien aufgegliedert, wobei insbesondere die Bauprogramme
im a. o. Haushalt gesondert dargestellt sind. Preissteigerungen und
Folgekosten wurden bisher nicht berücksichtigt. In einer derzeitig in
Ausarbeitung stehenden Budgetplanung werden jedoch die valorisier-
ten Beträge bezüglich der Investitionen eingesetzt.

Die Berücksichtigung der mittelfristigen Finanzprognose bei der
jährlichen Budgeterstellung wird von per do. Landesregierung derzeit
als noch »gering" eingestuft. Die mitt~lfristige Finanzprognose wurde
bisher dem Landtag jährlich zur Kenntnis gebracht. Derzeit gibt es in
Tirol keine landesgesetzliche Grundlage für eine mittelfristige Fi-
nanzplanung.

Vorarlberg

Das Bundesland Vorarlberg hat erstmals im Dezember 1977 eine
mittelfristige Finanzprognose für den Zeitraum 1977 ~ 1981 ausgear~
beitet; die derzeit gültige Prognose umfaßt den Zeitraum
1979~1983, eine Fortschreibung für 1981~1985 soll demnächst aus-
gearbeitet werden. Die bisher erstellten Finanzprognosen umfassen
den gesamten Haushalt, weisen darüber hinaus aber auch gesonderte
Schätzungen für die Hoch- und Straßenbauten des Landes sowie die
wichtigsten Förderungsausgaben auf. Da die Rechnungsabschlußer-
gebnisse die Basis der mittelfristigen Finanzprognose darstellen, sind
in den Extrapolationsergebnissen bereits Anteile an Folgekosten ent-
halten. Zusätzlich werden bei der Finanzprognose Folgekosten dann
berücksichtigt, wenn außergewöhnlich aufwendige und betriebsko-
stenintensive Investitionsvorhaben ihren Abschluß finden oder aber
rechtliche Regelungen mit außerordentlich hohen Folgekosten für
das Land verbunden sind. In diesen Fällen erfolgt eine Vorausschät-
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zung der zu erwartenden Betriebskosten oder - wenn dies nicht
möglich ist - die Berücksichtigung eines b"estimmten Prozentsatzes
vom Investitionsaufwand als voraussichtlicher Betriebskostenanteil.
Im übrigen handelt es sich bei der mittelfristigen Finanzprognose um
eine Fortschreibung des "Status quo". Dementsprechend werden
keine Prioritäten gesetzt.

Das Land Vorarlberg beabsichtigt (u. a. nach Vorliegen des end-
gültigen Ergebnisses der Volkszählung 1981) einen Finanzplan aus-
zuarbeiten. Dieser wird sich von der Finanzprognose durch das Set-
zen von Prioritäten unterscheiden, um einen Ausgleich zwischen den
zu erwartenden Einnahmen und den finanzpolitisch vertretbar er-
scheinenden Fremdmittelaufnahmen einerseits und den Ausgabenan~
forderungen andererseits herzustellen.

Bei der jährlichen Budgeterstellung wird insbesondere hinsichtlich
des vertretbaren Rahmens an Darlehensaufnahmen auf die Globaler-
gebnisse der Finanzprognose Rücksicht genommen. Die ausgearbeite-
ten Finanzprognosen wurden bisher regelmäßig den Mitgliedern des
Vorarlberger Landtages zur Verfügung gestellt. Derzeit gibt es keine
landesgesetzlichen Grundlagen für eine Finanzprognose oder einen
Finanzplan. Es bestehen aber Überlegungen, die Verpflichtung zur
Erstellung solcher Unterlagen in einem kommenden Landeshahshalts-
gesetz oder gar in der Landesverfassung zu normieren.

2.2. Mitte/ftistige Haushaftsplanungsansiitze auf der Ebene der Gemein-
den

Bei den Gemeinden steht die InvestitionStätigkeit im Vordergrund.
Mit Hilfe mittelfristiger Planungsmaßnahmen soll - unter Berück-
sichtigung der Folgekosten - vor allem eine Prioritätensetzung in
sachlicher, zeitlicher und finanzieller Hinsicht auf dem Gebiet der In-
vestitionstätigkeit erfolgen. Die Gemeinden - und hier vor allem die
kleineren unter ihnen - sind bei diesen Planungsanstrengungen mit
stark schwankenden Einnahmen, mit einer Abhängigkeit von Trans-
fers von seiten übergeordneter Haushalte, mit projektbezogener,
sprunghafter Entwicklung der Ausgaben und mit einem Mangel an
fachlich geschultem Personal konfrontiert.

Mit Stand 1976 hat der Rechnungshof eine Inventur der Finanzpla-
nungsanstrengungen der seiner Profungskompetenz unterliegenden
21 Städte mit mehr als 20.000 Einwohnern durchgeführt. Ihr Ergeb-
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Die Organisation der Finanzplanung

nis wird von P. Ludwig (1978) näher beschrieben. Dabei hatten 7
Städte eine mittelfristige Finanzplanung (wobei bei 2 Städten hier
keine vollständige Planung vorlag), 6 Städte hatten bei dieser Um-
frage die Bedeutung der Finanzplanung erkannt und waren bestrebt,
sie zu realisieren. 8 Städte hatten keine Finanzplanung. Die Anfänge
dieser Planungen gehen dabei bis 1965 zurück. 6)

Im folgenden soll exemplarisch die mittelfristige Finanz- und Inve-
stitionsplanung der Gemeinde Wien vorgestellt werden.

2.2.1. Die mittelfristige Finanz- und Investitionsplanung bei der Ge~
meinde Wien

Die Erstellung des mittelfristigen Finanz- und Investitionsplanes
erfolgt im Rahmen der Geschäftsgruppe Finanzen und WirtSchafts-
politik in Zusammenarbeit mit der Stadtbaudirektion, die sich in die-
sem Zusammenhang wieder der einzelnen Abteilungen bedient, in de-
ren Rahmen Investitionsprojekte zur Ausführung gelangen.

Bis Ende August beschränkt sich die Tätigkeit im wesentlichen auf
das Sammeln von Unterlagen und Informationen, da umfassende ak-
tuelle Daten erst Anfang September aus den von den Dienststellen
vorgelegten Detailentwürfen für den Voranschlag des nächsten Jah-
res gewonnen werden können. Im Verlauf der Budgetverhandlungen
auf Beamtenebene werden diese Daten verifiziert, auch~m Hinblick
auf sich abzeichnende Entwicklungen, die eine Abweichung von den
aus früheren Jahren gewonnenen Trends erwarten lassen. Die Ein-
nahmen- und AusgabenschätZungen gehen auf einer sehr niedrigen
Aggregationsstufe vor sich, doch werden die so gewonnenen Daten
dann auf eine einzige Tabelle verdichtet. Die Arbeiten müssen so
rechtzeitig abgeschlossen sein, daß eine Behandlung in den Budgetbe-
ratungen des Gemeinderates erfolgen kann. Der Finanz- und Investi-

6) FUr die Ubrigen Ergebnisse der Erhebungen bezuglich Investitionsplanung, Fort-
schreibung, Laufzeit, Abstimmung mit anderen Planun/?en, vgl. P. Ludwig, Finanzpla-
nung und Verschuldung österreichischer Großgememden, in: ÖHW 19 (1978),
S. 242 H. Zur kommunalen Planung i. w. S. (z. B. Stadtemwicklungsplanung usw.) vgl.
H. Driza, Kommunale Planung - Ein überblick, in ÖHW 19 (1978), S. 233 H., und
die Ubrige angefuhrte Literatur.
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tionsplan wird vom Gemeinderat nicht beschlossen, sondern nur zur
Kenntnis genommen.

Eine formelle Verankerung der mehrjährigen Finanz- und Investi-
tionsplanung in der Wiener Stadtverfassung oder in der Haushalts-
ordnung liegt nicht vor, der einzige Hinweis ist in der Geschäftsein-
teilung für den Magistrat zu finden, nach welcher der Finanzverwal-
tung unter anderem die "Erstellung des Voranschlages und der Fi-
nanzpläne" obliegt.

Der Aufbau des mittelfristigen Finanz- und Investitionsplanes

Das Kernstück des auf ftinf Jahre ausgelegten Planes besteht aus
einer Darstellung für die finanzielle Entwicklung der Stadt bedeutsa-
mer Probleme, al1gemeinen Erläuterungen sowie einer Tabelle, die in
jeweils zehn Einnahmen- und Ausgabenkategorien die Zusammenfas-
sung der Ergebnisse der Schätzungen enthält. Der letzte Teil ist Zeit-
Kosten-Plänen für den U-Bahn-Bau sowie fOr größere Investitions-
vorhaben und schließlich einer detaillierten Dar$tellung der baulichen
Investitionen gewidmet. Dabei sind lediglich Projekte berücksichtigt,
die bereits in Angriff genommen sind oder als Neubeginn des näch-
sten Jahres Eingang in den einjährigen Voranschlag gefunden haben.
Neubeginne der Späteren Jahre sind also nicht enthalten. Ausnahmen
sind einerseits der Wohnbau, der in seiner Gesamtheit als Fortsetzung
eines Programms anzusehen ist - ihm stehen auch entsprechende
Einnahmen aus der Aufnahme von Hypothekar- und Wohnbauförde-
rungsdarlehen gegenUber -, andererseits sogenannte Globalposten,
bei denen es sich, wie beim Ausbau des Rohrnetzes der Wasserwerke
oder bei größeren Straßeninstandsetzungen, um kontinuierliche Tä-
tigkeiten handelt, die nicht willktirlich unterbrochen werden können.

In der Tabel1e des Finanzplanes wird zunächst die Summe der Aus-
gaben ohne Investitionen (bauliche Investitionen, Inventaranschaffun-
gen, Grunderwerbungen) gebildet, die, von den Einnahmen abgezo-
gen, den Rahmen aufzeigt, der bei ausgeglichener Gebarung für Inve-
stitionen zur Verfügung steht. Diesem Rahmen wird das sich aus der
Zusammenstellung der Investitionen ergebende Erfordernis gegen-
tibergestellt. Dabei zeigte sich bei al1en bisher erstellten Plänen, daß
al1ein die aus der Fortführung bereits beschlossener Projekte resultie-
renden Ausgaben im gesamten Planungszeitraum höher liegen als die
zur Verfügung stehenden Mittel. Dieses Mehrerfordernis ist als Ab-
gang ausgewiesen.
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Die Aufgabe des mittelfristigen Finanz- und Investitionsplanes

Der Finanz- und Investitionsplah dient in erster Linie der Informa-
tion des Gemeinderates und der politischen Entscheidungsträger. Er
soll aufzeigen, welche Entwicklung auf der Grundlage bereits getrof-
fener bzw. mit der Verabschiedung des Budgets verbundener Ent-
scheidungen zu erwarten ist. Alle künftigen Beschlüsse, die Auswir-
kungen auf die Einnahmen- oder Ausgabenseite nach sich ziehen,
sind dann vor diesem Hintergrund zu sehen und gegen diese Ent-
wicklung abzuwägen, wobei die eigentliche Aussage nicht in den kon-
kreten Werten einzelner Jahre, sondern im Trend liegt. Besonders der
Investitionsplan dient darüber hinaus einem konkreten Informations-
bedürfnis, da aus ihm bei den einzelnen Vorhaben neben den künfti-
gen jährlichen Bauraten auch die Gesamtkosten und der bisherige
Verbrauch zu ersehen sind.

Problematik und Kritik

Der Angelpunkt aller Kritik an der gegenwärtigen Gestaltung des
Finanz- und Investitionsplanes liegt in der Feststellung, daß ihm trotz
seines Namens kein planerisches Element innewohnt. Vielmehr han-
delt es sich eher um eine Vorschau, ähnlich der, wie sie vom Beirat
für den Bund erarbeitet wird. Maßgeblich dafür sind eine Reihe von
theoretischen und praktischen Gründen:

a) Ein entscheidendes Kriterium für öffentliche Vorhaben stellt die
Einnahmenseite dar. Beim Wiener Haushalt zeigt sich, daß die Ein-
nahmen überwiegend durch mehr oder weniger unbeeinflußbar ab-
laufende Prozesse (zum Beispiel wirtschaftliche Entwicklung), VOn
außen gesteuerte Entwicklungen (zum Beispiel steuerliche Maßnah-
men des Bundes mit Auswirkungen auf die gemeinschaftlichen Bun-
desabgaben) oder sonstige Beschränkungen (zum Beispiel Verbot der
Kostenüberdeckung von Gebühren) determiniert sind und für auto-
nome Entscheidungen nur ein relativ geringer Spielraum verbleibt.
Selbst der Inanspruchnahme von Fremdmitteln sind durch die Auf-
nahmefähigkeit des Kapitalmarktes und wegen des hohen Geldbedar-
fes der Wiener Stadtwerke Grenzen gesetzt.

Die dadurch bewirkte Schätz unsicherheit beeinträchtigt die Effi-
zienz einer Ausgabenplanung erheblich.
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b) Die Gliederung des Finanzplanes ist darauf abgestellt, aufzuzei-
gen, wie sich der Finanzierungsrahmen fUr Investitionen unter den
getroffenen Annahmen mittelfristig entwickeln wird. Diese fUr die
künftige Politik außerordentlich wichtige zentrale Aussage des Fi-
nanzplans und damit sein eigentlicher Informationsgehalt würde beim
Einbau diskretionärer Maßnahmen im Sinne des planerischen Ein-
griffs teilweise verdeckt werden.

c) Ein mittelfristiger Investitionsplan im eigentlichen Sinne des
Wortes würde bedeuten, daß alle in den nächsten fünf Jahren zur
Ausführung gelangenden Vorhaben mit ihrem Realisierungszeitraum
und den jährlich erforderlichen Bauraten genau fixiert werden. Das
erfordert zunächst, daß der jährlich zur Verfügung stehende Rahmen
festgelegt werden kann. Eine Aussage darüber ist aus dem Finanzplan
jedoch nicht zu gewinnen, da dieser nur einen Trend aufzeigt und
kaum ein Jahr dem Trend tatsächlich entspricht. Bei starken jährli-
chen Fluktuationen, wie sie in der jüngsten Vergangenheit eher die
Regel waren, ist die Einhaltung des Rahmens selbst bei kurzfristigen
Maßnahmen auf der Einnahmenseite (Fremdmittelaufnahme) nicht
mehr gewährleistet, da diese den schon genannten Beschränkungen
unterliegen.

d) Bei der Stadt Wien kommt dazu noch die erwähnte Schwierig-
keit, daß schon die Fortsetzung der bereits beschlossenen Vorhaben
einen Finanzbedarf ergibt, der in allen Jahren der Planperiode über
dem ausgewiesenen Investitionsrahmen lag, und zwar in einem Aus-
maß, das auch durch Fremdmittelfinanzierung in realistischem Um-
fang nicht mehr abzudecken wäre. Es müßten daher entspre~hende
Bauratenkürzungen erfolgen, was aber wegen der damit verbundenen
Schwierigkeiten den für die Aufstellung des Finanz- und Investitions-
plans vorhandenen Zeitraum bei weitem übersteigen würde. Die
schon seit Jahren knappe Finanzdecke bewirkt nämlich, daß auf vie-
len Investitionssektoren ein Nachholbedarf besteht, der zwar aner-
kannt, im Einzelfall von den verschiedenen Entscheidungsträgern je-
doch unterschiedlich bewertet wird, so daß nur sehr schwer ein Kon-
sens über die Prioritäten gefunden werden kann.

e) Für den Wiener Haushalt ist charakteristisch, daß derzeit mehr
als die Hälfte der Mittel für Investitionen, die mit einem Anteil von
rund 20% an den Gesamtausgaben den Schwerpunkt der Ermessens-
ausgaben bilden, durch den Wohnbau und die drei Großbauvorhaben
U-Bahn, Allgemeines Krankenhaus und verbesserter Hochwasser-
schutz gebunden sind und alle anderen Vorhaben in der Priorität zu-
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rückzustehen haben. Ein weiterer bedeutender Teil entfällt auf eine
Unzahl laufender bzw. regelmäßig wiederkehrender Erfordernisse,
die nicht willkürlich reduziert werden können, und vom verbleiben-
den Rest fallen viele Projekte in eine Größenordnung, die den Auf-
wand für eine längerfristige Vorausplanung nicht gerechtfertigt er-
scheinen läßt. Für die Investitionsplanung interessant sind lediglich
Projekte ab einer Größenordnung der Gesamtkosten von mindestens
100 Mio. S, und gerade bei solchen hat sich in der Praxis gezeigt, daß
ihre zeitliche Einordnung auf Jahre hinaus außerordentlich schwierig,
wenn nicht unmöglich ist. Auch sind einigermaßen verläßliche Ko-
stenschätzungen oft erst in einem sehr fortgeschrittenen Stadium des
Planungsprozesses möglich.

f) Die unterschiedliche Planbarkeit der einzelnen Investitionsberei-
che führt dazu, daß für einzelne Teilgebiete schon detailliertere län-
gerfristige Planungen vorliegen, während in anderen schon die Pla-
nung für ein oder zwei Jahre im voraus auf Schwierigkeiten stößt.
Diese zweite Gruppe könnte dann in der Investit~onsplanung keine
entsprechende Berücksichtigung finden, was aber eine falsche Ran-
gigkeit nach sich ziehen wUrde.

Schlußfolgerungen und Verbesserungsmöglichkeiten

Wie die bei der Gemeinde Wien bisher mit der Finanz- und Investi-
tionsplanung gemachten Erfahrungen zeigen, ist der 5jährige Zeit-
raum für eine effiziente Erfassung der Investitionen zu lang, für eine
Entscheidungshilfe im Bereich der Investitionen aber zu kurz. Eine
solche Entscheidungshilfe für die Setzung von Prioritäten kann nur
durch längerfristige Überlegungen über die künftige Stadtgestaltung
und durch darauf aufbauende Untersuchungen über den Investitions-
bedarf über einen viel längeren Zeitraum hinweg geschaffen werden.
Die Arbeiten daran sind bereits im Gange.

Die Finanzvorschau bei der Stadt Wien kann und soll nur die
Trends aufzeigen, ohne Vorwegnahme künftiger Entscheidungen
durch die politischen Entscheidungsträger. Die Aussagekraft muß al~
lerdings noch wesentlich verbessert werden, denn durch die starke
Aggregation geht Information darüber verloren, welche Faktoren
und Bereiche es im konkreten sind, die die aufgezeigte Entwicklung
bewirken. Durch eine solche Darstellung, die wegen der 1980 erfolg-
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ten Umstellung der Haushaltssystematik aufgrund der Voranschlags-
und Rechnungsabschlußverordnung (VRV) erst in einigen Jahren
möglich sein wird, kann die Finanzvorschau Hinweise darauf liefern,
wo diskretionäre Maßnahmen zur Verbesserung der Budgetsituation
zu setzen wären.
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